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Kurz informiert

Praxiswissen auf den Punkt gebracht.

Fehler bei der Lohnabrechnung kosten Zeit und Geld. 
Als Praktiker in der Lohn- und Gehaltsabrechnung müssen 
Sie daher Ihr Wissen zu Lohnsteuer, Sozialversicherung 
und Arbeitsrecht immer aktuell halten. Mit dem Webinar 
schaffen Sie das mit minimalem Aufwand. 2 Stunden 
pro Quartal am PC reichen für einen kompakten Überblick. 

Ihre Vorteile bei den IWW-Webinaren

•  Regelmäßiges Wissens-Update einmal 
im Quartal (Einstieg jederzeit).

•  Durch die Teilnahme an einzelnen Webinaren 
wählen Sie Ihre Themen gezielt aus.

•  Mit der Entscheidung für eine Webinar-Reihe
sparen Sie über 80,00 Euro pro Jahr.

•  Kommunikation zwischen Teilnehmern 
und Referenten akustisch und per Chat.

•  Sie sparen Zeit und Geld, denn Reiseaufwand 
und -kosten entfallen.

IWW-Webinare

Löhne und Gehälter
Topinformiert in der Lohnabrechnung

Referent
Raschid Bouabba
MBA, Dipl.-Ing. 

Geschäftsführer der MCGB GmbH 
in Berlin, Berater mit den Schwer-
punkten „Personalaufwendungen 
und -entgelte, Lohnsteuer und 
Sozialversicherung, Betriebs-
prüfungsmanagement“

Teilnehmerkreis
Mitarbeiter in der Lohn- 
und Gehaltsbuchhaltung, 
Steuerberater 

Termine
26.04.2019, 26.07.2019, 
25.10.2019, 24.01.2020

jeweils 13:00 ― 15:00 Uhr

Teilnahmegebühr
bei Einzelbuchung 120,00 €,
im Abonnement 
(4 Termine in 12 Monaten) 
99,00 € pro Termin,
Preise zzgl. USt.

Raschid Bouabba

„Nur 2 Stunden — 

und Sie fühlen sich wieder sicher 

bei der Lohnabrechnung!“

Aktuelles Programm unter: 
iww.de/s184
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▶▶ Verwaltungsgericht München
Vermietung über Airbnb:  
Amtshilfeersuchen der finanzbehörden zu erwarten

| Nach dem bayerischen Gesetz über das Verbot der Zweckentfremdung 
von Wohnraum (ZwEWG) vom 10.12.07 können Gemeinden mittels Satzung 
bestimmen, dass Wohnraum nur mit einer Genehmigung überwiegend 
 anderen als Wohnzwecken zugeführt werden darf. Eine Zweckentfremdung 
liegt nach Art. 1 S. 2 Nr. 3 ZwEWG vor, „wenn der Wohnraum mehr als ins-
gesamt acht Wochen im Kalenderjahr für Zwecke der Fremdenbeherber-
gung genutzt wird“. Ein Verstoß hiergegen wird mit einer Geldbuße von bis 
zu 50.000 EUR sanktioniert. |

Die Landeshauptstadt München hat deshalb den aktuellen Marktführer bei 
der Vermittlung von privaten Unterkünften im Internet – Airbnb Irland UC –
auf Auskunftserteilung in Anspruch genommen: Airbnb soll alle Angebote 
mitteilen, die im Zeitraum Januar 2017 bis einschließlich Juli 2018 die Höchst-
vermietungsdauer von insgesamt acht Wochen überschritten haben. Die 
 Anschrift der Wohnung soll hierbei genauso  benannt werden wie der Name 
und die Anschrift des Gastgebers.

Das VG München hat nun mit Urteil vom 12.12.18 der Stadt München recht 
gegeben und Airbnb zur Erteilung der Auskünfte verpflichtet (VG München 
12.12.18, M 9 K 18.4553, Abruf-Nr. 207647). Das Urteil ist zwar noch nicht 
rechtskräftig, bzw. die Verpflichtung zur Herausgabe der Daten besteht erst 
ab Rechtskraft des Urteils. Es ist abzusehen, dass die über das Auskunfts-
ersuchen zu erlangenden Daten keinesfalls in der Sphäre der Verwaltungs-
behörden verbleiben, sondern im Wege der Amtshilfe nach § 112 Abs. 1 AO 
auch an die Finanzbehörden weitergeleitet werden. (FB)

zweckentfremdung 
kein Kavaliersdelikt

VG bejaht Auskunfts-
pflicht von Airbnb, 
finanzbehörden an 
Daten interessiert

▶▶ Bundesgerichtshof
urteil gegen Werner mauss aufgehoben

| Der 1. Strafsenat hat das Urteil des LG Bochum auf die Revision des Ange-
klagten Werner Mauss insgesamt und auf die Revision der Staatsanwalt-
schaft im Strafausspruch mit den zugehörigen Feststellungen aufgehoben 
und die Sache an eine andere Wirtschaftsstrafkammer des LG zurückver-
wiesen (BGH 10.1.19, 1 StR 347/18, Abruf-Nr. 206489). |

Das LG Bochum hatte den Ex-Agenten wegen Steuerhinterziehung in zehn 
Fällen zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von zwei Jahren verurteilt und deren 
Vollstreckung zur Bewährung ausgesetzt. Nach den Feststellungen des LG 
erzielte Mauss in den VZ 2002 bis 2011 aus Stiftungsvermögen erhebliche 
Zinsgewinne und gab diese in den Steuererklärungen nicht an, wodurch er 
Einkommensteuer von jeweils über 1 Mio. EUR jährlich verkürzt haben soll.

Der 1. Strafsenat erachtete die Ausführungen des LG für widersprüchlich. 
Obwohl dieses festgestellt hatte, der Angeklagte sei davon ausgegangen, 
selbst nicht steuerpflichtig bezüglich der Kapitalerträge zu sein, bejahte es 
einen bedingten Vorsatz der Steuerhinterziehung. Auch die Ausführungen zu 
einen (vermeidbaren) Verbotsirrtum beanstandet der BGH. (CW)

einerseits sei der 
Angeklagte davon 
ausgegangen, dass 
die Kapitalerträge ...

... nicht steuerpflichtig 
seien, andererseits 
bejaht das LG den 
bedingten Vorsatz


